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i. Einführung 

Das liechtensteinische Staatskirchenrecht ist wie in anderen Staaten auch 
geschichtlich gewachsenes Recht. Es sind Begriffe und Vorstellungen er­
halten geblieben, die erst auf der Grundlage ihrer historischen Entste­
hung verständlich sind. Dessen wird man spätestens dann gewahr, wenn 
man den positiven Rechtsstoff sichtet, der verstreut in den einzelnen 
Bereichen der Rechtsordnung aufzusuchen ist.1 Dabei fällt auf, dass das 
staatliche Religionsrecht kein in allen Belangen geschlossenes und in sich 
stimmiges System darstellt, in das sich die einzelnen Bestimmungen pro­
blemlos einordnen liessen. Sie entstammen verschiedenen Zeitepochen 
und haben eine verschiedene Herkunft. So sind staatskirchenrechtliche 
Normen aus der Zeit vor der geltenden Verfassung von 1921 erhalten ge­
blieben. Das rezipierte Recht weist schweizerische kantonale wie auch 

1 Vgl. z.B. die §§ 320 Z. 2 (Verweigerung des Zeugnisses durch Geistliche) und 336 
Abs. 5-7 (Vernehmung als Zeugen) der Zivilprozessordnung; LR 271.0 oder §§ 9 
(Todesfall eines Geistlichen) und 27 (Verlassenschaften von Geistlichen) der Verlassen­
schaftsinstruktion vom 8. April 1846; LR 274.1, oder zu kirchlichen Verbandspersonen 
Art. 244, religiösen Vereinen Art. 246 und kirchlichen Stiftungen Art. 553, 557, 564, 567 
des Personen- und Gesellschaftsrechts vom 20. Januar 1926 (PGR), LR 216.0. Weitere 
religionsrechtliche Bestimmungen finden sich etwa im Strafgesetzbuch (Fn 2), im 
Schulgesetz, in den Verordnungen zum Schulgesetz in bezug auf den Religionsunter­
richt (Fn 14,119 und 154), im Arbeitsgesetz bezüglich Feiertagsregelung (Fn 118), Ehe­
gesetz (Fn 8 und 11) und im Steuergesetz (Fn 112 und 159). 
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